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1. Einleitung

I. Überblick

Camille Pissarro  Les Glaneues, 1889



Prof. Dr. Felix Uhlmann 3

1. Einleitung

I. Überblick
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2. Rechtsgrundlagen

I. Überblick und Einführung

[des Kantons Zürich]
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

"Wichtiges" gehört ins Gesetz

(Erfordernis der Gesetzesform)
Genügend bestimmte Norm

(Erfordernis des Rechtsatzes)
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BGE 109 Ia 273 ff.

«[D]as Gesetz muss so präzise formuliert sein, dass der Bürger
sein Verhalten danach einrichten und die Folgen eines be-
stimmten Verhaltens mit einem den Umständen ent-
sprechenden Grad an Gewissheit erkennen kann […].»

BGE 141 II 169, 171 f. E. 3.2

«[Nach Art. 164 Abs. 1 BV] sind die wichtigen Recht setzenden
Bestimmungen in der Form des Bundesgesetzes zu erlassen.»
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BVGer, Urteil A-2743/2018 vom 20. März 2019, E. 4.2

«Die Gesetzesdelegation gilt als zulässig, wenn sie nicht durch die

Verfassung ausgeschlossen ist, in einem Gesetz im formellen Sinn
enthalten ist, sich auf ein bestimmtes, genau umschriebenes

Sachgebiet beschränkt und die Grundzüge der delegierten Materie, das

heisst die wichtigen Regelungen, im delegierenden Gesetz selbst
enthalten sind […].»
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Gesetzliche Grundlage

Gesetzesvertretende 

Verordnung

Gesetzliche Grundlage

Vollziehungs-

verordnung

Abgrenzung:

gesetzesvertretende Verordnung      – Vollziehungsverordnung 

Keine Delegation!
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Legalitätsprinzip im Sonderstatusverhältnis

BGE 139 I 280, 286 f. E. 5.3.1

«Personengruppen, die in einer besonders engen Rechtsbeziehung

stehen, sind ebenfalls in ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit
geschützt; die Anforderungen an Normstufe und Normdichte der

Eingriffsgrundlage sind jedoch dann weniger streng, wenn

Grundrechtseinschränkungen infrage stehen, die sich in vorausseh-
barer Weise aus dem Zweck des Sonderstatusverhältnisses

[Hervorhebung nur hier] ergeben […].»
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BGer., Urteil 8D_9/2013 vom 11. August 2014  

«5.2. Das Legalitätsprinzip verlangt, dass die angewendeten Rechts-

sätze eine angemessene Bestimmtheit ausweisen müssen. Das Gebot
der Bestimmtheit kann indessen nicht in absoluter Weise verstanden

werden. Unbestimmte Regelungen können insbesondere dann

genügen, wenn ein Rechtsverhältnis zur Diskussion steht, welches die
Betroffenen freiwillig eingegangen sind oder bei dem die Rechte und

Pflichten zwischen Staat und Privaten frei ausgehandelt werden
können. Dem Bedürfnis nach Rechtsgleichheit kann auch durch eine

gleichmässige Behördenpraxis entsprochen werden.»
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BGer., Urteil 8C_687/2013 vom 2. Mai 2014

«4.1. Aufgrund der vorstehenden Überlegungen kann den Bestim-

mungen der DGO 1997 die lückenfüllende Anwendbarkeit grundsätzlich
nicht abgesprochen werden. Nach dessen § 64 Abs. 1 kann der Arbeit-

geber das Anstellungsverhältnis kündigen.»
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1. Legalitätsprinzip

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BPG
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht (privatrechtliche Anstellung)

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht (privatrechtliche Anstellung)

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Darf eine Gemeinde / 
darf ein Kanton alle ihre 
Angestellten nach 
Privatrecht 
beschäftigen? Welche 
Probleme könnten sich 
ergeben?

«Flucht» ins 
Privatrecht?
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht (subsidiäres Privatrecht)

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BPG
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2. Öffentliches Recht und Privatrecht (subsidiäres Privatrecht)

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

«Zusammenfassend ergibt sich somit, dass die fristlose Entlassung im
öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis für die kündigende Partei mit
höheren Risiken verbunden ist als im Privatrecht, und zwar einerseits wegen
den formellen Anforderungen an eine rechtmässige fristlose Entlassung und
anderseits wegen den Folgen einer formell oder materiell widerrechtlichen
fristlosen Entlassung für den Arbeitgeber und damit die öffentliche Hand.
Daraus folgt, dass dem öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber eine längere
Reaktionszeit zuzubilligen ist, damit er die Verfahrensvorschriften einhalten
und den die Kündigung begründenden Sachverhalt abklären und
nachweisen kann, bevor er die Kündigung ausspricht. […] Während im
Zivilrecht eine fristlose Kündigung in der Regel innert weniger Arbeitstage
auszusprechen ist und eine längere Frist nur zugestanden wird, sofern
praktische Erfordernisse des Alltags- und Wirtschaftslebens dies als
berechtigt erscheinen lassen, vermögen im öffentlichen Personalrecht
weitere sachliche Gründe (z.B. rechtliches Gehör, Verfahrensvorschriften)
ein längeres Zuwarten zu rechtfertigen […].»

BGE 138 I 113 ff., 120 f. E. 6.5

(vgl. auch BGer, Urteil 8C_719/2018 vom 17. Dezember 2019 E. 3.2.2)
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Die Verfügung ist ein individueller, an den Einzel-
nen gerichteter Hoheitsakt, durch den eine konkre-

te verwaltungsrechtliche Rechtsbeziehung rechts-
gestaltend oder feststellend in verbindlicher und er-
zwingbarer Weise geregelt wird.

Verfügungsbegriff
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

1. Hoheitliche, einseitige Anordnung einer Behörde

2. Individuell-konkrete Anordnung

3. Anwendung von Verwaltungsrecht

4. Auf Rechtswirkungen ausgerichtete Anordnung

5. Verbindlichkeit und Erzwingbarkeit

Elemente des Verfügungsbegriffs:



Prof. Dr. Felix Uhlmann 21

3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

1 Als Verfügungen gelten Anordnungen der Behörden im Einzelfall, die sich auf öffentliches 
Recht des Bundes stützen und zum Gegenstand haben:

a. Begründung, Änderung oder Aufhebung von Rechten oder Pflichten;
b. Feststellung des Bestehens, Nichtbestehens oder Umfanges von Rechten oder 

Pflichten;
c. Abweisung von Begehren auf Begründung, Änderung, Aufhebung oder Feststellung 

von Rechten oder Pflichten, oder Nichteintreten auf solche Begehren.

2 Als Verfügungen gelten auch Vollstreckungsverfügungen (Art. 41 Abs. 1 Bst. a und b), 
Zwischenverfügungen (Art. 45 und 46), Einspracheentscheide (Art. 30 Abs. 2 Bst. b und 
74), Beschwerdeentscheide (Art. 61), Entscheide im Rahmen einer Revision (Art. 68) und 
die Erläuterung (Art. 69).

3 Erklärungen von Behörden über Ablehnung oder Erhebung von Ansprüchen, die auf dem 
Klageweg zu verfolgen sind, gelten nicht als Verfügungen.

Art. 5 VwVG

Hoheitlich, 

einseitig durch 

Behörde

Individuell-

konkret

Anwendung von 

Verwaltungsrecht
Rechtswirkung

Verbindlich und 

erzwingbar

(Art. 39 ff. VwVG)
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Der verwaltungsrechtliche Vertrag ist die auf übereinstimmenden

Willenserklärungen von zwei oder mehreren Rechtssubjekten

beruhende Vereinbarung, welche die Regelung einer konkreten

verwaltungsrechtlichen Rechtsbeziehung, vor allem im

Zusammenhang mit der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, zum

Gegenstand hat.

Es wird unterschieden zwischen koordinations- und sub-

ordinationsrechtlichen Verträgen (Verträge zwischen öffentlich-

rechtlichen Organisationen und mit Privaten).

Begriff
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

Voraussetzungen

1. Gesetz muss "Raum lassen" oder Vertrag 
zumindest nicht ausschliessen. 
Keine "prédétermination légale" (Moor).

2. Sachliche Gründe (Ermessenskonkretisierung 
unter Mitwirkung der Privaten, hohe 
gegenseitige Bindung angezeigt etc.)

3. Übereinstimmende Willenserklärung

4. Formelle Voraussetzungen (Schriftform?)

5. Gewährleistung Rechtsgleichheit

Auslegung

- Vertrauensprinzip, mit Präzisierung

Beispiele

- Enteignungsvertrag, Pflichtlagervertrag, 
Vergleichsverträge, Konzessionsverträge etc.

"Gesetzliche 
Grundlage"

"Öffentliches 
Interesse"

"Verhältnis-
mässigkeit"
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

BPG

BPG
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

PG ZH
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

«Les prétentions pécuniaires des agents de la fonction publique,
qu'il s'agisse de prétentions salariales ou relatives aux pensions,
n'ont en règle générale pas le caractère de droits acquis. Les
rapports de services sont régis par la législation en vigueur au
moment considéré. L'Etat est en effet libre de revoir en tout temps

sa politique en matière de salaire et d'emploi et les personnes qui
entrent à son service doivent compter avec le fait que les
dispositions réglant son statut puissent faire l'objet ultérieurement
de modifications […] Des droits acquis ne naissent dès lors en
faveur des agents de la fonction publique que si la loi fixe une fois

pour toutes les situations particulières et les soustrait aux effets
des modifications légales ou lorsque des assurances précises ont
été données à l'occasion d'un engagement individuel […]»

BGE 143 I 65 ff.
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3. Verfügung und Vertrag

II. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

«Die Anstellungsverträge sind nicht auf eine bestimmte Dauer

abgeschlossen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass

dem Landrat als ordentlichem Gesetzgeber nicht verwehrt ist, die

anwendbaren Rechtsgrundlagen an neue Gegebenheiten und

Anschauungen anzupassen und insoweit auch in die bestehenden
Anstellungsverträge einzugreifen. […] Dies bedeutet zumindest, dass

für den Fall einer Auflösung des Anstellungsverhältnisses die

Kündigungs- bzw. Anzeigefristen von beiden Seiten beachtet

werden. In diesem Sinne gilt der Grundsatz Pacta sunt servanda.»

Urteil 1C_168/2008 des BGer vom 21. April 2009 (Spitalärzte BL)
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1. Rechte

III. Rechte und Pflichten

Rechte des öffentlichen Personals

Finanzielle 
Ansprüche

Persönliche 
Ansprüche

Weitere 

Ansprüche 

(Spesen, 

Arbeitskleider, 

etc.)

Besoldung

Ev. Anspruch 

auf Weiter-

bildung

Pensions- u. 

Versicherungs-

ansprüche

Verfahrens-

rechte
Ferien und 

Urlaub

Schutz der 

Persönlichkeit

Ev. Anhörung 

und 

Mitbestimmung 

(kollektiv)

Rechtliches 

Gehör

Ev. Recht auf 

Beförderung

Rechtsschutz
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2. Pflichten

III. Rechte und Pflichten

Pflichten des öffentlichen Personals

Amtspflichten Treuepflicht

Gehorsam

Besorgung 

Amts-

geschäfte

Versch-

wiegenheit

Keine 

Annahme von 

Geschenken

Niederlas-

sungs-

freiheit

Persönliche 

Freiheit

Wirtschafts

freiheit

Kommu-

nikations-

grundrechte

Streikrecht

Einschränkung 

von Freiheits-

rechten
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten

M. ist langjähriger Dozent an der Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK),
zuletzt mit einem Beschäftigungsgrad von 50 %. Er hatte überdies mit
einem zusätzlichen Pensum von 5 % die Leitungsfunktion im Studiengang
Master of Fine Arts inne. M. verteilte anlässlich der Sitzung des Zürcher
Kantonsrates über den Erweiterungsbau der ZHdK auf dem "Toni-Areal" in
Zürich West vor dem Ratsgebäude Flugblätter an die Mitglieder des
Kantonsrates. Diese trugen die Aufschrift "TONIE" und richteten inhaltlich
Vorwürfe an die für die Planung Verantwortlichen der ZHdK, dass ein
Diskurs über die seiner Meinung nach "monströse Zentralisierungs-
veranstaltung" nicht stattfand bzw. verhindert wurde.

Hierfür erhielt er vom Leiter des Departements einen mündlichen Verweis,
über welchen eine Aktennotiz erstellt wurde, zudem wurde ihm mit
Änderungsverfügung vom 16. Dezember 2008 die Leitungsfunktion im
Studiengang Master of Fine Arts mit Wirkung ab 11. Dezember 2008
entzogen und sein Pensum entsprechend um 5 % reduziert. Hiergegen führt
M. Beschwerde bis vor Bundesgericht.

Sachverhalt
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten

Grenzen der Meinungsäusserungsfreiheit im Dienstverhältnis (Treuepflicht).

Rechtliche Fragen
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten

«Das Verteilen von Flugblättern ist eine Form der Meinungsäusserung, die in
den Schutzbereich der Meinungsäusserungsfreiheit fällt […], welche der
Beschwerdeführer ausdrücklich als verletzt rügt. […] Die Meinungs-
äusserung des Beschwerdeführers bewirkte, dass ihm ein Verweis erteilt
und er von seiner Leitungsfunktion enthoben wurde. […]

Gegenüber öffentlich-rechtlichen Angestellten kann die Meinungs-
äusserungsfreiheit durch die Treuepflicht eingeschränkt sein, die sich auch
auf das ausserdienstliche Verhalten erstreckt […]. Treuepflicht bedeutet,
dass der Staatsangestellte bei der Erfüllung seiner Aufgabe über die
eigentliche Arbeitsleistung hinaus die Interessen des Gemeinwesens wahrt.
[…] Die Treuepflicht bezweckt, die Funktionstüchtigkeit der öffentlichen
Verwaltung zu sichern, indem das Vertrauen der Öffentlichkeit in den Staat
nicht untergraben wird […]. Als unbestimmter Rechtsbegriff muss ihre
Tragweite durch Interessenabwägung bestimmt werden.»

BGE 136 I 332 ff.
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten

«Vorerst ist festzuhalten, dass das Flugblatt […] keine polemischen oder
verletzenden Äusserungen enthält. […] Beim unbefangenen Leser könne die
Formulierung – insbesondere das Wort 'verhindert' – den Verdacht
erwecken, die Hochschulleitung habe sich in dieser Sache pflichtwidrig
verhalten. […] Das ist nicht ersichtlich. Der Beschwerdeführer wählte zwar
den – medienwirksamen – Weg über eine öffentliche Aktion. Primär richtete
sich der Aufruf jedoch an die Mitglieder des Kantonsrats. Diese wussten,
dass in dieser Sache bereits grundsätzlich die Standortverlegung
beschlossen worden war. […]

Dass die Leitung vor diesem Hintergrund bemüht war, diesen politischen
Entscheid als 'Chefsache' umzusetzen, konnten sie allenfalls als mangelnde
Sensibilität für die Mitarbeitenden, ebenso aber auch als Führungsstärke
verstehen. Der Vorwurf einer Pflichtwidrigkeit ergibt sich daraus jedenfalls
nicht. […] Die entscheidende Frage ist daher, ob der Beschwerdeführer
berechtigt war, sich entgegen den klaren Intentionen der Hochschulleitung
öffentlich gegen die Standortverlegung auszusprechen. Angesichts der Be-
deutung der Meinungsäusserungsfreiheit im demokratischen Willens-
bildungsprozess […] ist dies zu bejahen.»

BGE 136 I 332 ff.
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten

Treuepflicht

Auf dieser Website (https://www.declaration-juristes.ch/d/aufruf/) rufen Schweizer 

Juristinnen und Juristen gegen die Anpassung des Covid-19-Gesetzes auf. 

Erstaunlicherweise werden die Unterzeichner inklusive Position namentlich 

aufgelistet. Darunter befinden sich Gerichtsschreiber, Staatsanwälte, 

Bundesstrafrichter, Bundesverwaltungsrichter, Professoren und 

auch Gerichtspräsidenten.

Wie beurteilen Sie diesen Aufruf hinsichtlich der Treuepflicht?

www.bund-verlag.de (© S. Engels / Foto Dollar Club)

https://www.declaration-juristes.ch/d/aufruf/
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten
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3. Treuepflicht

III. Rechte und Pflichten
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4. Wahrung des Amtsgeheimnisses

III. Rechte und Pflichten

«X.________ übergab im Januar 2007 als Angestellte des

Sozialdepartements der Stadt Zürich einem Zeitungsjournalisten
Ausdrucke von Gesprächsnotizen, Kontoauszügen, Monatsbudgets etc.

betreffend verschiedene Sozialhilfeempfänger, wobei sie die Fall-

Nummern, Namen und Teile der Geburtsdaten unleserlich gemacht
hatte. Y.________ übergab im Mai 2007 als Angestellte des

Sozialdepartements der Stadt Zürich dem selben Journalisten zwei
Polizeirapporte sowie Ausdrucke von Gesprächsnotizen,

Kontoauszügen, Monatsbudgets etc. betreffend verschiedene

Sozialhilfeempfänger, wobei sie diese Dokumente in keiner Art und
Weise anonymisiert hatte. Die beiden Frauen nahmen in Kauf, dass der

Journalist den Inhalt der Dokumente medial aufbereitet einer breiten
Öffentlichkeit zugänglich machen würde, was tatsächlich in Form

mehrerer Zeitungsartikel geschah.»

BGer., Urteil 6B_305/2011 vom 12. Dezember 2011 
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4. Wahrung des Amtsgeheimnisses

III. Rechte und Pflichten

«4.2 Die inkriminierte Handlung war nicht der einzig mögliche Weg zur
Erreichung des Ziels, den Kampf gegen den Sozialhilfemissbrauch und die
diesbezüglichen Kontrollen deutlich zu verstärken. Die
Beschwerdeführerinnen hätten sich an verschiedene Stellen ausserhalb der
Hierarchie des Sozialdepartements, in dem sie tätig waren, wenden können,
um über ihre Wahrnehmungen und Erfahrungen in der Praxis zu berichten.
Die Vorinstanz listet im angefochtenen Urteil einige in Betracht fallende
Ansprechpartner auf. Sie bringt damit zum Ausdruck, dass Alternativen zum
Gang in die Öffentlichkeit bestanden. Eine geeignete Anlaufstelle war der
Rechtsdienst. Dies war auch für die Beschwerdeführerinnen erkennbar,
zumal sie gemäss ihren Aussagen in der Vergangenheit in einem konkreten
Einzelfall mit Erfolg beim Rechtsdienst interveniert hatten. Eine geeignete
Ansprechpartnerin war zudem die Ombudsstelle, zu deren Aufgaben es
gemäss den Feststellungen der Vorinstanz auch gehört, den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadtverwaltung für deren Anliegen
zur Verfügung zu stehen. Als Anlaufstelle kam beispielsweise auch die
Geschäftsprüfungskommission in Betracht.»

BGer., Urteil 6B_305/2011 vom 12. Dezember 2011 
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5. Lohngleichheit

III. Rechte und Pflichten

Die beschwerdeführenden Mitglieder des Sozialversicherungsgerichts rügen,
ihre um zwei Lohnklassen tiefere Einstufung als diejenige der Mitglieder des
Ober- und des Verwaltungsgerichts verstosse gegen das Verbot der
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts sowie gegen das allgemeine
Gleichbehandlungsgebot. Zudem rügen sie, die um eine Lohnklasse höhere
Einstufung des Generalsekretärs sei willkürlich

VGer., Urteil AN.2011.00002 vom 6. Dezember 2011
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5. Lohngleichheit

III. Rechte und Pflichten

«3.1 Gemäss Art. 8 Abs. 3 Satz 3 BV sowie Art. 11 Abs. 3 Satz 2 KV haben
Mann und Frau Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. Nach
Art. 3 Abs. 1 und 2 GlG gilt das Verbot geschlechtsspezifischer
Diskriminierung insbesondere im Zusammenhang mit der Entlöhnung.
Unter diese Bestimmungen fällt nicht nur die direkte, sondern auch die
indirekte Lohndiskriminierung aufgrund des Geschlechts. Eine direkte
Diskriminierung liegt vor, wenn der Lohn der Angehörigen des einen
Geschlechts (üblicherweise Frauen) verglichen mit der Entlöhnung der die
gleiche Tätigkeit ausübenden Angehörigen des anderen Geschlechts
(üblicherweise Männer) grundlos tiefer ist […]. Eine direkte Diskriminierung
machen die Beschwerdeführenden vorliegend zu Recht nicht geltend. Eine
indirekte Diskriminierung liegt vor, wenn eine formal geschlechtsneutrale
Regelung im Ergebnis überwiegend die Angehörigen eines Geschlechts
gegenüber den Angehörigen des anderen Geschlechts benachteiligt.»

VGer., Urteil AN.2011.00002 vom 6. Dezember 2011
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5. Lohngleichheit

III. Rechte und Pflichten

«3.2.2 Die Beschwerdeführenden bringen vor, der Frauenanteil am
Sozialversicherungsgericht betrage 62 %. Massgebend für vorliegende
Frage ist einzig der Frauenanteil bei den Richtenden. […]

Ein Blick auf andere Gerichte, die sich vornehmlich mit
sozialversicherungsrechtlichen Fragestellungen befassen, zeigt folgende
Frauenanteile (ohne Berücksichtigung der Stellenprozente): Sozialrechtliche
Abteilungen des Bundesgerichts: 40 %; Sozialrechtliche Abteilung des
Verwaltungsgerichts Luzern: 40 %; Sozialversicherungsgericht Basel: 55
%; Versicherungsgericht St. Gallen (inkl. nebenamtliche Richterinnen): 77.8
%. Mit Ausnahme des Versicherungsgerichts St. Gallen weisen demnach
sämtliche Gerichte einen Frauenanteil von weniger als 70 % auf. Die
richterliche Tätigkeit an einem Sozialversicherungsgericht erscheint auf der
Grundlage des statistischen Elements deshalb nicht als typisch weibliches
Berufsbild.»

VGer., Urteil AN.2011.00002 vom 6. Dezember 2011
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5. Lohngleichheit

III. Rechte und Pflichten

«4.1 Nach dem Grundsatz der Rechtsgleichheit gemäss Art. 8 Abs. 1 BV ist
Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nach Massgabe
seiner Ungleichheit ungleich zu behandeln. Ein Verstoss gegen den Grundsatz der
Rechtsgleichheit liegt vor, wenn ein Erlass hinsichtlich einer wesentlichen
Tatsache rechtliche Unterscheidungen trifft, für die ein vernünftiger Grund in den
zu regelnden Verhältnissen nicht ersichtlich ist, oder Unterscheidungen
unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen […]

4.4.3 Aus der vorstehenden Darstellung der Tätigkeitsgebiete der hier in Frage
stehenden Gerichte erhellt, dass Ober- und Verwaltungsgericht nicht nur als
oberste kantonale Instanz, sondern überwiegend auch als zweite bzw. dritte
Instanz tätig sind.

4.5 […] Es kann demnach offen bleiben, ob das Sozialversicherungsrecht im
Vergleich mit dem Zivil-, Straf- und Verwaltungsrecht weniger umfangreich bzw.
weniger anspruchsvoll ist und sich deshalb eine ungleiche Behandlung ebenfalls
rechtfertigen würde.»

VGer., Urteil AN.2011.00002 vom 6. Dezember 2011
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1. Grundlagen

IV. Verfahrensfragen

Hans Holbein d.J.

Bildnis des schreibenden

Erasmus von Rotterdam,

1523
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Verfahrensdurchführung

Recht auf (gerichtliches) Verfahren

"Zusatzrechte" im gerichtlichen Verfahren
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1. Grundlagen

IV. Verfahrensfragen

- Rechtsstreitigkeit

- Gerichtliches Verfahren (Art. 30)

- Volle Sachverhalts- und Rechtskontrolle,
keine Ermessenskontrolle (→ Kognition)

- Einmaliger Rechtsschutz genügt
(nicht: bundesgerichtliches Verfahren)

- Einschränkung in gesetzlichen Ausnahmefällen
(→ Art. 86 BGG, Vorinstanzen)

Rechtsweggarantie (Art. 29a BV)
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2. Rechtliches Gehör (Überblick)

IV. Verfahrensfragen
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2. Rechtliches Gehör (Recht auf Bekanntgabe)

IV. Verfahrensfragen

«Gestützt auf das ihnen gesandte Schreiben mussten die
Beschwerdeführer jedoch nicht damit rechnen, bereits eine
Prüfung über ihre Kenntnisse der schweizerischen und lokalen
Verhältnisse, insbesondere solche geografischer und staats-
kundlicher Natur sowie zur Zusammensetzung von Behörden
oder zu einzelnen Behördenvertretern ablegen zu müssen […]

Es ist denn auch notorisch, dass sich Bewerber für eine
Einbürgerung ähnlich wie bei schulischen Examen teilweise
vertieft und unter Verwendung spezifischer Lehrmittel auf die
Prüfung des Wissens vorbereiten, das ihre Integration
belegen soll.»

BGE 140 I 99 ff., 105 (Einbürgerung)
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2. Rechtliches Gehör (verwaltungsinterne Akten)

IV. Verfahrensfragen

«2.2. Zum Anspruch auf rechtliches Gehör nach Art. 29
Abs. 2 BV gehört das Recht auf Akteneinsicht. Das Aktenein-
sichtsrecht bezieht sich auf sämtliche verfahrensbezogenen
Akten, die geeignet sind, Grundlage des Entscheids zu bilden,
unabhängig davon, ob die Ausübung des Akteneinsichtsrechts
den Entscheid in der Sache zu beeinflussen vermag. Die
Einsicht in die Akten, die für ein bestimmtes Verfahren
erstellt oder beigezogen wurden, kann demnach nicht mit der
Begründung verweigert werden, die fraglichen Akten seien
für den Verfahrensausgang belanglos. Es muss vielmehr dem
Betroffenen selber überlassen sein, die Relevanz der Akten zu
beurteilen.»

BGer., Urteil 1C_347/2024 vom 14. Oktober 2024
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2. Rechtliches Gehör (verwaltungsinterne Akten)

IV. Verfahrensfragen

«Art. 29 Abs. 2 BV vermittelt keinen Anspruch auf Einsicht in
verwaltungsinterne Akten. Als solche gelten Unterlagen,
denen für die Behandlung eines Falls kein Beweischarakter
zukommt, die ausschliesslich der verwaltungsinternen
Meinungsbildung dienen und somit für den
verwaltungsinternen Gebrauch bestimmt sind, wie Entwürfe,
Anträge, Notizen, Mitberichte, Hilfsbelege. Mit dem
Ausschluss des Einsichtsrechts in diese Akten soll verhindert
werden, dass die interne Meinungsbildung der Verwaltung
vollständig vor der Öffentlichkeit ausgebreitet wird.»

BGer., Urteil 1C_347/2024 vom 14. Oktober 2024
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2. Rechtliches Gehör (Anonymität)

IV. Verfahrensfragen

bz
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3. Handlungsform der Verfügung

IV. Verfahrensfragen

1. Hoheitliche, einseitige Anordnung einer Behörde

2. Individuell-konkrete Anordnung

3. Anwendung von Verwaltungsrecht

4. Auf Rechtswirkungen ausgerichtete Anordnung

5. Verbindlichkeit und Erzwingbarkeit

Elemente des Verfügungsbegriffs:
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3. Handlungsform der Verfügung

IV. Verfahrensfragen

- Zuweisung Arbeiten (nein)

- Pensenerhöhung (ja)

- Bürowechsel (nein), Arbeitsort (eher ja)

- Ferienfestlegung (nein), Barabgeltung (ja)

- Gewährung / Verweigerung unbezahlter Urlaub (unsicher)

- MAB (nein)

- Verweis (unterschiedlich, ja, wenn selbständige Sanktion)

- Freistellung (ja)

- Grundrechtseingriffe mit einer gewissen Schwere (ja)

Verfügungen?
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3. Handlungsform der Verfügung

IV. Verfahrensfragen
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4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen

BPG

BPG
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4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen



Prof. Dr. Felix Uhlmann 59

4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen
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4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen

«6.1. Die Frage, ob ein abgewiesener Stellenbewerber eine
anfechtbare Verfügung beanspruchen kann, wird in Praxis und
Schrifttum seit geraumer Zeit erörtert. Im Bereich des hier
nicht betroffenen Bundespersonalrechts hatte sich das
Bundesverwaltungsgericht in einem Grundsatzurteil (A-
2757/2009) vom 12. Oktober 2010 eingehend damit befasst
und einen entsprechenden Anspruch nach Darlegung der
verschiedenen Teilaspekte und des Standes der Rechtslehre
bejaht (BVGE 2010/53). […] Dem habe die Behörde
wenigstens auf Verlangen mit einer auf Nicht-Anstellung
lautenden Feststellungsverfügung (Art. 5 Abs. 1 lit. b und Art.
25 Abs. 1 und 2 VwVG) Rechnung zu tragen.»

BGer., Urteil 8C_596/2017 vom 1. März 2018
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4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen

«Im Schrifttum wurde dieser Entscheid begrüsst […] Dem
damit im Bereich des Bundespersonalrechts eröffneten
gerichtlichen Rechtsweg schob der Gesetzgeber freilich einen
Riegel: So hält der am 1. Juli 2013 in Kraft getretene Art. 34
Abs. 3 BPG nunmehr unmissverständlich fest, dass
abgewiesene Stellenbewerberinnen und Stellenbewerber
keinen Anspruch auf den Erlass einer anfechtbaren Verfügung
haben […] Damit schuf der Bundesgesetzgeber für seinen
Zuständigkeitsbereich die in Art. 29a (Satz 2) BV vorbehaltene
gesetzliche Grundlage für einen Ausschluss der gerichtlichen
Überprüfung einer Nichtanstellung.»

BGer., Urteil 8C_596/2017 vom 1. März 2018
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4. Ausschreibung und Anstellung

IV. Verfahrensfragen

«8.3. Einzuräumen ist, dass der Rechtsschutz in einem "Verteilungs-

verfahren" […] für abgewiesene Bewerber wie im vorliegenden Fall
dann als unwirksam empfunden werden mag, wenn diese aufgrund des

gegebenen Verfahrensgangs keine Chance auf Zugang zur

betreffenden Stelle mehr erwirken können […] Dies zeigt sich
akzentuiert in jenen Fällen, wo - wie vorliegend - die angebotenen

verfügbaren Stellen besonders knapp sind, was sich fast zwangsläufig
umgekehrt proportional auf die fachlichen und menschlichen

Anforderungen an deren Inhaber (und die Bewerbenden) auswirkt. So

gesehen ist in diesem Zusammenhang gewiss von einer starken
Betroffenheit in faktischen Interessen auszugehen. […] Wie hiervor

gezeigt […], gilt es dabei freilich auch öffentliche Interessen zu
beachten, insbesondere im Hinblick auf die Gewährleistung rascher

Abläufe und deren Planbarkeit […]»

BGer., Urteil 8C_596/2017 vom 1. März 2018
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen

"Beschwerdegegnerinnen und Beschwerdegegner kommt in
der vorliegenden Administrativuntersuchung keine Partei-
stellung zu. RA B hat im Rahmen ihrer Abklärungen keine
Rechte oder Pflichten der Beschwerdegegnerschaft in ver-
bindlicher Weise begründet, geändert oder aufgehoben;
insbesondere ist ihr Untersuchungsbericht vom 20. April 2012
nicht als eine an die Beschwerdegegnerschaft als Adressatin
gerichtete Verfügung zu qualifizieren. […] Schadenersatz-
ansprüche bilden nicht Gegenstand der vorliegenden
Administrativuntersuchung oder sonst eines Verfahrens. Auch
die angeblich drohenden Strafverfahren vermitteln der
Beschwerdegegnerschaft nicht das erforderliche Rechtsschutz-
interesse."

VGer. ZH, VB.2012.808 vom 29. Mai 2013, E. 3.4
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen

Gegen die Veröffentlichung einer Untersuchungsberichts dürfte regelmässig ein 

schutzwürdiges Interesse nach Art. 25a VwVG (und § 10c VRG) bestehen. 
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen

Wo sind die Grenzen des Rechtsschutzes? Welche «Zwischenrealakte» (vergleichbar 

mit Zwischenverfügungen) sind anfechtbar (etwa Ausstandsbegehren nach Eröffnung)? 

Wie sind Fragen des vorsorglichen Rechtsschutzes zu beurteilen?
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5. Exkurs: Administrativuntersuchungen

IV. Verfahrensfragen
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6. Nichtigkeit

IV. Verfahrensfragen

Quellen: nzz.ch, tagi.ch, blick.ch, watson.ch
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6. Nichtigkeit

IV. Verfahrensfragen

«Fall Ritzmann»

(Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 14. November 2019,
VB.2019.00174; BGer., Urteil 8C_7/2020  vom 3. November 2020 )

Sachverhalt: Kündigung nach Einleitung eines Strafverfahrens wegen 
Amtsgeheimnisverletzung

X., eine ehemalige wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universität Zürich,
leitete gemäss Ermittlungsverfahren der UZH noch nicht veröffentlichte resp.
vertrauliche Informationen an den Tages-Anzeiger weiter.
Aufgrund dieses Vorwurfs löste der Rektor der UZH mit Verfügung vom
29. Oktober 2013 das Anstellungsverhältnis mit X. per Ende April 2014 auf.
Betreffend die Auflösung des Anstellungsverhältnisses gelangte X. an das
VGer ZH und ersuchte in der Hauptsache (u.a.) um Feststellung der
Nichtigkeit der Kündigungsverfügung. Das VGer ZH schütze dieses
Rechtsbegehren. Die Beweise waren rechtswidrig beschafft, weil die
Universität Zürich kein Recht hatte, auf Wunsch der Staatsanwaltschaft die
E-Mail-Konten der Universitätsangehörigen zu durchsuchen.
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